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Liebe SGK-Mitglieder, 

wir wünschen euch einen schönen, erholsamen Sommer. 

In der Regel geben wir erst wieder im September einen Info-Dienst heraus. Aus aktuellem 
Anlass haben wir uns jedoch entschlossen, euch mit einer kleinen „Sommer-Lektüre“ zu 
versorgen.  

Der Entwurf der Novelle des FAG für 2018 liegt vor. Wir haben die Passagen, die verändert 
werden sollen, abgedruckt – wobei die neuen Texte in Fettdruck dargestellt sind. 

Da wir auf die Bundestagswahlen zusteuern, nutzen wir die Gelegenheit, euch eine Über-
sicht der Maßnahmen für die kommunale Ebene, die in der auslaufenden Legislaturperiode 
auf Bundesebene beschlossen worden sind, zu geben. 

Außerdem haben wir einen Artikel des Städte- und Gemeindetags M-V zur Reform der 
Bund-Länder-Finanzen abgedruckt, der eine gute Zusammenfassung darstellt. 

Dazu wollten wir euch nicht vorenthalten, dass der Bundestag die Nichtanrechnung der 
Einkünfte kommunaler Ehrenbeamter bei der Rente um weitere drei Jahre beschlossen hat. 

Abschließend findet ihr einen Beitrag der Koordinierungsstelle „Handeln für eine jugendge-
rechte Gesellschaft“, die sich und ihr Wirken – auch in unserem Bundesland – kurz 
vorstellt. 

Euer  

SGK-Team  



https://www.basenfasten.de/
http://emilianovittoriosi.com/
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Novelle des FAG M-V 

Entwurf des Ministeriums für Inneres und Europa 

§ 7 

Finanzausgleichsleistungen des Landes 

(1) In Erfüllung seiner Pflichten aus Artikel 106 Absatz 3 und 6 und Artikel 107 Absatz 1 und 
2 des Grundgesetzes sowie aus Artikel 73 Absatz 2 der Verfassung des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern stellt das Land den Gemeinden und Landkreisen zur Ausführung ihrer 
Aufgaben von seinen Anteilen aus den Gemeinschaftssteuern (Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer und Umsatzsteuer), seinem Aufkommen aus den Landessteuern, dem Auf-
kommen aus dem Landesanteil der Gewerbesteuerumlage und der Gewerbesteuer in ge-
meindefreien Gebieten, den Zuweisungen an das Land aus dem Länderfinanzausgleich 
einschließlich der Bundesergänzungszuweisungen sowie den Einnahmen des Landes vom 
Bund zum Ausgleich der weggefallenen Einnahmen aus der Kraftfahrzeugsteuer und der 
LKW-Maut Finanzzuweisungen zur Verfügung. Deren Höhe wird nach Maßgabe der Ab-
sätze 2 und 3 bestimmt. 

(2) Die Summe der Einzahlungen der Gemeinden und Landkreise aus eigenen Steuern 
(Grundsteuern und Gewerbesteuern abzüglich Gewerbesteuerumlage, Gemeindeanteile an 
der Einkommen- und der Umsatzsteuer sowie andere Steuern) und den Zuweisungen aus 
dem kommunalen Finanzausgleich sollen sich gleichmäßig zu den dem Land verbleiben-
den Einnahmen aus Steuern, Zuweisungen aus dem Länderfinanzausgleich einschließlich 
der Bundesergänzungszuweisungen, abzüglich der den Gemeinden und Landkreisen nach 
diesem Gesetz zufließenden Finanzausgleichsleistungen entwickeln (Gleichmäßigkeits-
grundsatz). 

Bei den Bundesergänzungszuweisungen bleiben folgende Beträge unberücksichtigt: 

1. a) im Jahr 2016   242 830 000 Euro, 

b) im Jahr 2017   227 359 000 Euro, 

c) im Jahr 2018   210 782 000 Euro und 

d) im Jahr 2019   195 310 000 Euro sowie 

2. jährlich der Betrag der Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen, die das Land 
zum Ausgleich von Sonderlasten durch die strukturelle Arbeitslosigkeit und den dar-
aus entstehenden überproportionalen Lasten bei der Zusammenführung von Arbeits-
losen- und Sozialhilfe für Erwerbsfähige erhält, abzüglich des Anteils des Landes an 
deren Finanzierung durch den entsprechend verringerten Umsatzsteueranteil der 
Länder. 

Bei den Steuereinnahmen des Landes nach Satz 1 bleiben die Einnahmen aus der Feuer-
schutzsteuer sowie die Einnahmen unberücksichtigt, die das Land aus der Umsatzsteuer-
verteilung unter den Ländern zur Finanzierung von Betriebsausgaben für die Kindertages-
förderung im Jahr 2016 in Höhe von 16 148 000 Euro, in den Jahren 2017 und 2018 in 
Höhe von 18 068 000 Euro und ab dem Jahr 2019 in Höhe von 16 148 000 Euro erhält. 
Zusätzlich bleiben bei den Steuereinnahmen des Landes nach Satz 1 die Mittel unberück-
sichtigt, die der Bund dem Land über Umsatzsteueranteile zur Verbesserung der Kinderbe-
treuung im Jahr 2016 in Höhe von 6 479 000 Euro, im Jahr 2017 in Höhe von 
14 794 000 Euro und im Jahr 2018 in Höhe von 16 629 000 Euro zur Verfügung stellt. Von 
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diesen Mitteln erhalten die Kommunen aus dem Landeshaushalt Beträge in Höhe von 
4 535 000 Euro im Jahr 2016, in Höhe von 10 356 000 Euro im Jahr 2017 und in Höhe von 
11 640 000 Euro im Jahr 2018. Die Verteilung der Mittel erfolgt über das Ministerium für 
Arbeit, Gleichstellung und Soziales Ministerium für Soziales, Integration und Gleich-
stellung. Von den Steuereinnahmen des Landes nach Satz 1 bleibt im Jahr 2015 ein Be-
trag von 38 400 000 Euro unberücksichtigt. Von den Steuereinnahmen des Landes nach 
Satz 1 bleibt in den Jahren 2016 bis 2018 ein Betrag von 38 086 000 Euro, den das 
Land aus der vom Bund gewährten Integrationspauschale erhält, unberücksichtigt. 

In den Jahren 2016 und 2017 bleibt von den Steuereinnahmen des Landes nach Satz 1 ein 
Betrag von 63 036 000 Euro unberücksichtigt, welcher als Abschlagszahlung auf den Um-
satzsteuerfestbetrag an die Länder zum teilweisen Ausgleich der Kosten für Asylbewerber 
und Flüchtlinge vom Bund gewährt wird. Im Jahr 2016 bleibt von den Steuereinnahmen 
des Landes nach Satz 1 ein Betrag von 111 678 000 Euro, im Jahr 2017 ein Betrag 
von 28 835 000, im Jahr 2018 ein Betrag von 6 689 000 Euro und im Jahr 2019 ein Be-
trag von 6 689 000 Euro unberücksichtigt, welcher jeweils als Abschlagszahlung auf 
den Umsatzsteuerfestbetrag an die Länder zum teilweisen Ausgleich der Kosten für 
Asylbewerber und Flüchtlinge vom Bund gewährt wird. Ergibt sich im Rahmen der per-
sonenscharfen Spitzabrechnung der Abschlagszahlung ein von der Abschlagszahlung nach 
Satz 8 abweichender Betrag, ist dieser entsprechend abzurechnen und der vorläufigen Be-
rechnung der Finanzausgleichsleistungen für das Jahr 2017 nach Absatz 6 Satz 1 zu-
grunde zu legen. Ergeben sich geänderte Beträge bei Abschlagszahlungen nach 
Satz 8 oder infolge von Spitzabrechnungen der Jahre ab 2016, sind diese spätestens 
in der endgültigen Abrechnung für das Jahr der Zahlung zu berücksichtigen. 

(3) An der Summe der Einzahlungen der Gemeinden und Landkreise aus eigenen Steuern 
sowie den dem Land verbleibenden Einnahmen aus Steuern und Zuweisungen aus dem 
Länderfinanzausgleich einschließlich der Bundesergänzungszuweisungen gemäß Absatz 2 
sind die Gemeinden und Landkreise bis auf Weiteres in Höhe von 33,99 34,496 Prozent 
und das Land in Höhe von 66,01 65,504 Prozent zu beteiligen. Im Abstand von zwei Jahren 
ist zu überprüfen, ob aufgrund von Veränderungen im Aufgabenbestand oder aufgrund der 
Entwicklung der notwendigen Ausgaben und Auszahlungen im Verhältnis zwischen dem 
Land sowie den Gemeinden und Landkreisen die Finanzverteilung nach Satz 1 anzupassen 
ist. Diese Überprüfung soll erstmals im Jahr 2011 mit Wirkung für das Jahr 2012 erfolgen. 
Die Prüfung findet im Beirat nach § 30 auf Grundlage eines gemeinsam vom Innen- und 
vom Finanzministerium zu erstellenden Prüfungsberichts zur Entwicklung des Aufgabenbe-
standes und den hierfür verwendeten finanziellen Mitteln statt. Dabei werden die jährlich 
erhobenen Istausgaben und Auszahlungen nach Aufgabenbereichen und Produktgruppen 
der vergangenen Periode untersucht. Eine Prognose ist nicht anzustellen. 

(4) Die dem Land und den Kommunen zufließenden zusätzlichen Einnahmen aus der 
Umsatzsteuerbeteiligung des Bundes nach dem Gesetz zur Beteiligung des Bundes 
an den Kosten der Integration und zur weiteren Entlastung von Ländern und Kom-
munen ohne die Einnahmen aus der Integrationspauschale, ohne die weiteren Ent-
lastungen der Länder für Asylbewerber und Flüchtlinge und ohne die Veränderung 
bei den Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen des Bundes werden bei der 
Berechnung der Finanzausgleichsleistung nach Absatz 3 Satz 1 vollständig berück-
sichtigt. Soweit die Berücksichtigung dieser Steuermehreinnahmen zu einer Kürzung 
der Finanzausgleichsleistungen führt, wird das Land Mittel in entsprechendem Um-
fang einem Kommunalen Entschuldungsfonds nach § 22a zuführen. Dem Kommu-
nalen Entschuldungsfonds werden im Jahr 2018 mindestens Mittel in Höhe von 
36 695 000 Euro und ab dem Jahr 2019 Mittel in Höhe von 33 535 000 Euro zugeführt. 
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(4) (5) In den Finanzausgleichsleistungen des Landes nach Absatz 3 ist die Beteiligung der 
Gemeinden in Höhe von 26,09 Prozent an den jährlichen Einnahmen des Landes aus dem 
erhöhten Länderanteil an der Umsatzsteuer zum Ausgleich der Steuerausfälle aufgrund der 
Neuordnung des Familienleistungsausgleichs (Ausgleichszuweisung) enthalten. Wird bei 
der Berechnung der Ausgleichszuweisungen die für die Beteiligung der Gemeinden maß-
gebliche Quote von 26,09 Prozent unterschritten, so wird der Differenzbetrag gesondert als 
Aufstockungsbetrag aus dem Landeshaushalt bereitgestellt. Diese Ausgleichszuweisungen 
werden nach Maßgabe der jeweils Anwendung findenden Schlüsselzahlen für die Auftei-
lung des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer an die Gemeinden zugewiesen in den 
Jahren 2018 und 2019 nach dem rechnerischen Anteil der Gemeinden an der Ge-
samtzahl der Kinder im Alter von 0 bis 18 Jahren den Gemeinden zugewiesen. 

(5) (6) Aus den Leistungen nach Absatz 3 wird ab dem Jahr 2014 jährlich ein Betrag in 
Höhe von 24 900 000 Euro an das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur für die 
Bildung langfristig tragfähiger Theater- und Orchesterstrukturen übertragen. Die Verteilung 
der Mittel nach Satz 1 erfolgt durch das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur. 
Das Land leistet im Jahr 2016 zusätzlich zu den Leistungen nach Absatz 3 einen Aufsto-
ckungsbetrag in Höhe von 9 600 000 Euro. Von diesen Mitteln werden 4 800 000 Euro zur 
finanziellen Entlastung der Kommunen für die Mehraufwendungen im Bereich der Auf-
nahme und Unterbringung von Asylbewerbern und Flüchtlingen eingesetzt. Die Verteilung 
der Mittel unter den Landkreisen und kreisfreien Städten erfolgt unter Beteiligung des FAG-
Beirats nach § 30 nach einem Verteilerschlüssel, der sich an den Mehrbelastungen durch 
Asylbewerber orientiert. Die restlichen Mittel werden der Gesamtschlüsselmasse gemäß 
§ 11 zugeführt. 

Das Land unterstützt die Landkreise und kreisfreien Städten bei der Deckung des 
sich aus der Integrationsaufgabe von anerkannten Schutzberechtigten ergebenden 
erhöhten Verwaltungs- und Betreuungsaufwands. Die Beträge nach Satz 3 und 4 er-
höhen sich um 2 700 000 Euro, im Jahr 2017 und 2018 erhalten Landkreise und kreis-
freie Städte einen Betrag in Höhe von 7 500 000 Euro. Die Verteilung der Mittel im 
Jahr 2017 und 2018 erfolgt nach der Anzahl der anerkannten Schutzberechtigten 
(einschließlich Familienmitgliedern im Rahmen des Familiennachzugs). Zur Unter-
stützung von Maßnahmen zur Förderung des Zusammenlebens der hier lebenden 
Menschen und der neu hinzugekommenen Flüchtlinge stellt das Land den kreisfreien 
Städten und kreisangehörigen Gemeinden für jeden anerkannten Schutzberechtigten 
(einschließlich Familienmitgliedern im Rahmen des Familiennachzugs) für die Jahre 
2016 bis 2018 jeweils 100 Euro zur Verfügung. Das Nähere zur Umsetzung der Mittel 
regelt das Ministerium für Inneres und Europa durch Verwaltungsvorschrift. 

(6) (7) Die nach den vorangegangenen Absätzen bereitzustellenden Finanzausgleichsleis-
tungen des Landes werden nach den Ansätzen im Landeshaushaltsplan und den ge-
schätzten Steuereinnahmen der Gemeinden vorläufig errechnet und im Landeshaushalts-
plan festgesetzt. Eine Verringerung der Bezugsansätze im Rahmen von Nachtragshaus-
haltsplänen wird für den Finanzausgleich des laufenden Jahres nicht berücksichtigt. Nach 
Ablauf des Haushaltsjahres werden die Finanzausgleichsleistungen des Landes endgültig 
berechnet. Bei der endgültigen Berechnung der Finanzausgleichsleistungen auf der Basis 
der tatsächlichen Einnahmen und Einzahlungen ist die Finanzverteilung nach Absatz 3 
Satz 1 zu Grunde zu legen. Der Unterschiedsbetrag zwischen den vorläufigen und endgül-
tigen Zuweisungen ist spätestens mit der Berechnung der Finanzausgleichsleistungen des 
Landes des übernächsten Haushaltsjahres zu verrechnen. Die Abrechnung des Finanz-
ausgleichs für das Jahr 2016 erfolgt teilweise unter Verrechnung des positiven Ab-
rechnungsbetrages für das Jahr 2015 im Finanzausgleich für das Jahr 2018. Der ver-
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bleibende Betrag wird im Finanzausgleich für das Jahr 2020 zur Abrechnung ge-
bracht. 

Ist das übernächste Haushaltsjahr das zweite Jahr eines zweijährigen Haushaltes, so ist 
der Ausgleich spätestens in dem übernächsten Jahr folgenden Jahr vorzunehmen. Sind die 
endgültigen Zuweisungen höher als die vorläufigen, ist der Beirat nach § 30 unter Einbe-
ziehung des Ministeriums für Soziales, Integration und Gleichstellung und Gesundheit 
berechtigt, zum Ausgleich besonderer finanzieller Belastungen einzelner kommunaler Auf-
gabenträger von Sozialleistungen einschließlich der Jugendhilfe eine andere Verteilung und 
Verwendung von bis zu 50 Prozent des Unterschiedsbetrages als in § 10 vorgesehen vor-
zunehmen. […] 

(neu) (8) Das Land stellt den Kommunen einen finanziellen Ausgleich für die seit dem 
1. Januar 2014 zu berücksichtigenden Kostensteigerungen für die Zuweisung der 
Wahrnehmung der Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises und der unteren 
staatlichen Verwaltungsbehörden in Höhe von 9 700 000 Euro zur Verfügung. 

§ 10 

Verwendung der Finanzausgleichsmasse 

(23) Die Finanzausgleichsmasse wird verwendet 

1. für Vorwegabzüge für 

a) den Ausgleich der Wahrnehmung der Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises 
und der unteren staatlichen Verwaltungsbehörde nach §§ 14 und 15 in Höhe von 
225 000 000 216 700 000 Euro, 

b) Zuweisungen für übergemeindliche Aufgaben nach § 16 in Höhe von 
148 200 000 Euro […] 

§ 11 

Gesamtschlüsselmasse 

(1) Mit dem für Schlüsselzuweisungen zur Verfügung stehenden Teil der Finanzaus-
gleichsmasse (Gesamtschlüsselmasse) können Zahlungen, die das Land zu Gunsten aller 
Kommunen leistet, verrechnet werden, soweit entweder eine Ermächtigung durch Gesetz 
oder durch Verordnung der Landesregierung oder eine Zustimmung der kommunalen Lan-
desverbände vorliegt. 

(2) Der verbleibende Teil der Schlüsselmasse wird verwendet für Schlüsselzuweisungen 

1. an die kreisangehörigen Gemeinden mit Ausnahme der großen kreisangehörigen 
Städte (§ 12) 39,803 38,984 Prozent, 

2. an die kreisfreien und großen kreisangehörigen Städte (§ 12) 23,605 24,565 Prozent 
und 

3. an die Landkreise (§ 13) 36,592 36,451 Prozent […]. 
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§ 12 

Schlüsselzuweisungen an kreisangehörige Gemeinden und kreisfreie Städte 

(1) Gemeinden erhalten Schlüsselzuweisungen, die nach der Steuerkraft berechnet werden 
und die die unterschiedliche Finanzkraft ausgleichen sollen. Die Berechnung der Schlüs-
selzuweisungen für die kreisfreien und die großen kreisangehörigen Städte erfolgt getrennt 
von der Berechnung der Schlüsselzuweisungen für die anderen kreisangehörigen Gemein-
den. 

(2) Von der Zuweisung nach § 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 entfallen auf Gemeindeauf-
gaben 67,939 67,824 Prozent und 32,061 32,176 Prozent auf Kreisaufgaben. Der auf die 
Kreisaufgaben entfallene Anteil der Zuweisung wird den kreisfreien Städten im Verhältnis 
ihrer Einwohnerzahlen gewährt. Im Übrigen erfolgt die Verteilung der Zuweisung nach Ab-
satz 3. 

(3) Die Höhe der Schlüsselzuweisungen für Gemeindeaufgaben bemisst sich für jede 
Gemeinde nach ihrer Steuerkraft (Steuerkraftmesszahl) und ihrem auf die Einwohner 
errechneten Finanzbedarf (Ausgangsmesszahl) im Verhältnis zu den übrigen Gemeinden 
der jeweiligen auf der Grundlage von Absatz 1 Satz 2 zu betrachtenden Vergleichsgruppe. 

(4) Die Steuerkraftmesszahl einer Gemeinde wird durch Addition der Steuerkraftzahlen der 
Grundsteuer (A und B), der Gewerbesteuer, des Gemeindeanteils an der Einkommen-
steuer, des Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer, des Bundesausgleiches für Grundsteu-
ermindereinnahmen sowie des kommunalen Anteils am Familienleistungsausgleich ermit-
telt. Für kreisfreie sowie große kreisangehörige Städte und kreisangehörige Gemeinden 
werden jeweils gesondert angesetzt: 

1. als Steuerkraftzahl der Grundsteuer von Betrieben der Land- und Forstwirtschaft 
(Grundsteuer A) und auf Grundstücke (Grundsteuer B) die nach Absatz 5 zu ermit-
telnden Messbeträge vervielfältigt mit dem gewogenen landesdurchschnittlichen He-
besatz des vorvergangenen Haushaltsjahres, nach Satz 3 geltenden Nivellierungs-
hebesatz, 

2. als Steuerkraftzahl der Gewerbesteuer die nach Absatz 5 zu ermittelnden Messbe-
träge, vervielfältigt mit dem gewogenen landesdurchschnittlichen Hebesatz des vor-
vergangenen Haushaltsjahres nach Satz 3 geltenden Nivellierungshebesatz abzüg-
lich der Istausgaben an Gewerbesteuerumlage des Vorvorjahres, 

3. das Istaufkommen des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer des Vorvorjahres, 

4. das Istaufkommen des Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer des Vorvorjahres und 

5. das Istaufkommen der Ausgleichszuweisung nach § 7 Absatz 4 Satz 2 des Vorvorjah-
res. 

23. das Istaufkommen der Ausgleichszahlungen für Grundsteuermindereinnahmen des 
Vorvorjahres nach Artikel 106 Absatz 8 des Grundgesetzes. 

Das Innenministerium kann im Benehmen mit dem Finanzministerium durch Rechtsverord-
nung vom gewogenen landesdurchschnittlichen Hebesatz des Vorvorjahres abweichende 
Hebesätze zur Berechnung der Steuerkraft festsetzen. 
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Für die Berechnung der Steuerkraftzahlen zu den Grundsteuern und zur Gewerbe-
steuer werden in den Jahren 2018 und 2019: 

a. für die kreisfreien und großen kreisangehörigen Städte folgende Nivellierungs-
hebesätze zugrunde gelegt: Grundsteuer A: 314 Prozent, Grundsteuer B: 
477 Prozent, Gewerbesteuer: 410 Prozent, 

b. für die kreisangehörigen Gemeinden, mit Ausnahme der großen kreisangehöri-
gen Städte, folgende Nivellierungshebesätze zugrunde gelegt: Grundsteuer A: 
307 Prozent, Grundsteuer B: 396 Prozent, Gewerbesteuer: 348 Prozent. 

(5) Die Messbeträge der Grund- und Gewerbesteuer werden durch Teilung des Istaufkom-
mens des vorvergangenen Haushaltsjahres durch den örtlichen Hebesatz des vorvergan-
genen Haushaltsjahres errechnet. 

Die Steuerkraftzahlen der Realsteuern (Grundsteuer A und B sowie Gewerbesteuer) wer-
den auf Grundlage der nach § 3 Absatz 2 Nummer 2 des Finanz- und Personalstatistikge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 2006 (BGBl. I S. 438), das 
durch Artikel 15 Absatz 79 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160) geändert 
worden ist, zu erfolgenden Meldungen der Gemeinden ermittelt. 

(6) Soweit die Steuerkraftzahl einer Realsteuer negativ ist, wird der örtliche Hebesatz des 
Jahres mit dem zuletzt positiven Steueraufkommen der jeweiligen Steuerart zu Grunde ge-
legt. Bei einem örtlichen Hebesatz von „Null“ werden der landesdurchschnittliche gewogene 
Hebesatz aller kreisangehörigen Gemeinden nach Absatz 4 Satz 3 geltende Nivellie-
rungshebesatz sowie der landesdurchschnittliche gewogene Messbetrag pro Einwohner 
aller kreisangehörigen Gemeinden in Ansatz gebracht. 

(7) Werden nach einem öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen Gemeinden eines Landkrei-
ses Regelungen über die Aufteilung von Grundsteueraufkommen oder Gewerbesteuerauf-
kommen getroffen, so können diese bei der Ermittlung der Steuerkraftmesszahl für das be-
treffende Jahr berücksichtigt werden, wenn der öffentlich-rechtliche Vertrag mindestens für 
die Dauer von fünf Jahren geschlossen sowie eine Auseinandersetzungsregelung für Fälle 
der Steuerrückzahlung getroffen worden ist und die Gemeinden für das zu teilende Steuer-
aufkommen Hebesätze in gleicher Höhe festgesetzt haben. Das Nähere regelt das Innen-
ministerium durch Verwaltungsvorschrift. 

(8) Soweit sich bei Gebietsänderungen (Gemeindezusammenschlüsse und Eingemeindun-
gen) die Realsteuerhebesätze der bisherigen Gemeinden unterscheiden, ist der Berech-
nung der Steuerkraftzahlen der gewogene durchschnittliche Hebesatz der zusammenge-
schlossenen Gemeinde zu Grunde zu legen. Gleiches gilt, wenn nach Gebietsänderungen 
für einen Übergangszeitraum unterschiedliche Hebesätze in einem Gemeindegebiet ange-
wandt werden. 

(9) Die Ausgangsmesszahl einer Gemeinde wird durch Vervielfältigung ihrer Einwohnerzahl 
mit den nach Satz 2 ermittelten Grundbeträgen berechnet. Die Grundbeträge sind durch 
rechnerische Näherung bestimmte Werte, die so festgesetzt werden, dass die für Schlüs-
selzuweisungen für die kreisangehörigen Gemeinden mit Ausnahme der großen kreisange-
hörigen Städte (§ 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1) oder für die kreisfreien und großen kreis-
angehörigen Städte (§ 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2) zur Verfügung stehenden Schlüs-
selmassen jeweils aufgebraucht werden. Bei der Berechnung der Grundbeträge bleiben die 
Abzugsbeträge nach § 11 Absatz 2 Satz 2 unberücksichtigt. 
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(10) Die Höhe der Schlüsselzuweisungen wird durch Vergleich der Ausgangsmesszahl mit 
der Steuerkraftmesszahl berechnet. Ist die Ausgangsmesszahl höher als die Steuerkraft-
messzahl, erhält die Gemeinde im Jahr 2018 jeweils 60 65 Prozent des Unterschiedsbe-
trages und im Jahr 2019 jeweils 70 Prozent des Unterschiedsbetrages als Schlüssel-
zuweisung. 

§ 13 

Schlüsselzuweisungen an Landkreise 

(1) Landkreise erhalten Schlüsselzuweisungen, die die unterschiedliche Finanzkraft aus-
gleichen sollen. Sie werden nach der Umlagekraft der Landkreise berechnet. 

(2) Die Höhe der Schlüsselzuweisungen an die Landkreise bemisst sich für jeden Landkreis 
im Verhältnis zu den anderen Landkreisen nach seiner Umlagekraft (Umlagekraftmesszahl) 
und seinem auf die Einwohner und die Gebietsfläche des Landkreises errechneten Finanz-
bedarf (Ausgangsmesszahl). 

(3) Die Umlagekraftmesszahlen der Landkreise werden auf Grundlage des gewogenen lan-
desdurchschnittlichen Kreisumlagesatzes des Vorvorjahres aus den Umlagegrundlagen 
nach § 23 Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 und 2 ermittelt. 

(4) Die Ausgangsmesszahl eines Landkreises wird durch die Vervielfachung der Einwoh-
nerzahl des Landkreises nach Satz 2 mit dem nach Satz 3 zu ermittelnden Grundbetrag 
berechnet. Die für die Landkreise zu Grunde zu legende Einwohnerzahl ergibt sich aus der 
Addition von 73 Prozent der Einwohnerzahl mit 27 Prozent der in Einwohnerzahlen je 
Landkreis umgerechneten Gebietsflächenanteile als Produkt der Gebietsfläche und der 
durchschnittlichen Einwohnerzahl je Quadratkilometer der Landkreise. Der Grundbetrag ist 
ein durch rechnerische Näherung bestimmter Wert, der so festgesetzt wird, dass die zur 
Verfügung stehende Schlüsselmasse (§ 11 Absatz 2 Nummer 3) aufgebraucht wird. 

(5) Die Höhe der Schlüsselzuweisungen eines Landkreises wird durch Vergleich der Aus-
gangsmesszahl und der Umlagekraftmesszahl ermittelt. Ist die Ausgangsmesszahl höher 
als die Umlagekraftmesszahl, erhält der Landkreis 60 Prozent des Unterschiedsbetrages 
als Schlüsselzuweisungen. Ist die Ausgangsmesszahl höher als die Umlagekraftmess-
zahl, erhält der Landkreis im Jahr 2018 65 Prozent des Unterschiedsbetrages und im 
Jahr 2019 70 Prozent des Unterschiedsbetrages als Schlüsselzuweisung. […] 

§ 15 

Verteilung des Ausgleichs für übertragene Aufgaben 

(1) Von den nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a bereitgestellten Mitteln werden 
41 100 000 45 200 000 Euro den Ämtern und amtsfreien Gemeinden ohne große kreisan-
gehörige Städte im Verhältnis ihrer Einwohnerzahlen gewährt. 

(2) Von den nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a bereitgestellten Mitteln werden 
105 200 000 99 400 000 Euro den Landkreisen gewährt. Hiervon erhält jeder Landkreis 
1 500 000 Euro als Grundbetrag, die verbleibenden Mittel werden entsprechend § 13 Ab-
satz 4 Satz 2 verteilt. 

(3) Von den nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a bereitgestellten Mitteln werden 
36 800 000 34 200 000 Euro den kreisfreien Städten im Verhältnis ihrer Einwohnerzahlen 
gewährt. Die großen kreisangehörigen Städte erhalten für die Wahrnehmung der übertra-
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genen Aufgaben Mittel in Höhe von 16 600 000 14 800 000 Euro, die im Verhältnis ihrer 
Einwohnerzahlen gewährt werden. 

(4) Von den nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a bereitgestellten Mitteln werden 
25 400 000 23 100 000 Euro den Trägern von Katasterämtern zum Ausgleich der damit 
verbundenen Belastungen gewährt. Die Zuweisungen werden durch das Innenministerium 
zu gleichen Teilen unter Berücksichtigung der Einwohnerzahl, der Gesamtfläche und der 
Anzahl der Flurstücke des Katasterbezirkes jährlich festgesetzt. 

(5) Im Abstand von mindestens vier Jahren ist zu überprüfen, ob aufgrund von Verände-
rungen im Aufgabenbestand eine Anpassung des Ausgleichs für übertragene Aufgaben 
und seiner Verteilung notwendig ist. Die Prüfung findet im Beirat nach § 30 auf Basis eines 
vom Innenministerium zu erstellenden Prüfungsberichts statt. […] 

§ 21 

Kommunaler Aufbaufonds Mecklenburg-Vorpommern 

(1) Aus den Zuweisungen gemäß § 10 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe f wird unter der Be-
zeichnung „Kommunaler Aufbaufonds Mecklenburg-Vorpommern“ (nachfolgend Auf-
baufonds genannt) ein rechtlich unselbstständiges Sondervermögen des Landes gebildet. 

(2) Der Aufbaufonds wird vom Innenministerium verwaltet. Zur Beratung des Innenministe-
riums wird ein Beirat gebildet. Die Mitglieder des Beirates werden von den kommunalen 
Landesverbänden vorgeschlagen und durch das Innenministerium berufen. Das Innenmi-
nisterium kann die treuhänderische Verwaltung des Sondervermögens auf einen Dritten 
übertragen. Für den Treuhänder findet § 113 der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-
Vorpommern entsprechend Anwendung. Der Treuhänder unterliegt der Prüfungskompetenz 
des Landesrechnungshofes nach § 91 Absatz 1 der Landeshaushaltsordnung Mecklen-
burg-Vorpommern. Der Landesrechnungshof kann bei dem Empfänger die bestimmungs-
gemäße und wirtschaftliche Verwaltung und Verwendung der Mittel prüfen. 

(3) Das Innenministerium erstellt für jedes Haushaltsjahr einen Wirtschaftsplan und eine 
Jahresrechnung für den Aufbaufonds. Die Vorschriften der Landeshaushaltsordnung 
Mecklenburg-Vorpommern gelten entsprechend. Das Innenministerium wird ermächtigt, für 
den Aufbaufonds weitere Kapitalmarktmittel für die Vergabe von Darlehen nach Absatz 4 
aufzunehmen, soweit die nach Absatz 1 zugeführten Zuweisungen, die Zins- und Til-
gungsleistungen aus gewährten Darlehen und die weiteren Verpflichtungen des Auf-
baufonds dies zulassen. Die Kreditaufnahme darf insgesamt die fünffache Höhe der nach 
§ 10 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe f bereitgestellten Mittel nicht überschreiten. Eine 
Übertragung nicht in Anspruch genommener Kreditmittel auf Grundlage des § 18 Absatz 3 
der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpommern ist zulässig. Das Innenministerium 
kann diese Befugnisse auf einen Dritten treuhänderisch übertragen und selbstschuldneri-
sche Bürgschaften in Höhe der von dem Dritten aufgenommenen Kapitalmarktmittel zuzüg-
lich Zinsen in marktüblicher Höhe übernehmen. Soweit die nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 
Buchstabe f bereitgestellten Mittel für die Deckung von Verbindlichkeiten nicht ausreichen, 
können die nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe e und g bereitgestellten Mittel, soweit 
sie nicht im „Kommunalen Haushaltskonsolidierungsfonds“ gebunden sind, in besonderen 
Ausnahmefällen übergangsweise in Anspruch genommen werden. 
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(4) Der Aufbaufonds dient der Unterstützung der kommunalen Körperschaften. Auf Antrag 
können Gemeinden, Ämter, Landkreise und Zweckverbände aus dem Aufbaufonds erhal-
ten: 

1. Zinshilfen und Darlehen für investive Maßnahmen und 

2. Zinshilfen und Darlehen für Umschuldungen sowie in besonderen Ausnahmefällen 
auch Zuschüsse für Nebenkosten, die im Zusammenhang mit den Umschuldungen 
entstehen. 

Ein Landkreis, der nach § 12 Absatz 1 des Landkreisneuordnungsgesetzes im Rahmen der 
Vermögensauseinandersetzung einen Wertausgleich an die eingekreiste Stadt zu leisten 
hat, kann als Ausgleich für diese Belastung aus dem Aufbaufonds einen Zuschuss erhalten. 
Kreisangehörige Gemeinden und Ämter, die sich nach § 1 des Gemeinde-Leitbildgesetzes 
freiwillig zusammenschließen, können zur Förderung ihrer Zukunftsfähigkeit einen Zu-
schuss (Fusionszuweisung) erhalten. Näheres regelt das Gemeinde-Leitbildgesetz. 

(5) Zur Refinanzierung der vom Land vorfinanzierten Eigenanteile im Zusammenhang mit 
dem Breitbandausbau im ländlichen Raum werden aus dem Aufbaufonds ab dem Jahr 
2018 jährlich bis zu 20 000 000 Euro entnommen. 

(6) Zins- und Tilgungsleistungen für Darlehen fließen dem Aufbaufonds wieder zu. Wird der 
Aufbaufonds durch Gesetz aufgelöst, werden die verbleibenden Mittel dem Kommunalen 
Ausgleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern zugeführt. 

(7) Das Land leistet ergänzend zu den Mitteln nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe f 
im Jahr 2012 einmalig eine Zuweisung an den Aufbaufonds in Höhe von 50 000 000 Euro. 
Die zusätzlichen Mittel dienen bis Ende 2016 der anteiligen Förderung von Eigenanteilen 
zur Kofinanzierung kommunaler Investitionen und sind unter der Bezeichnung „Kommuna-
les Kofinanzierungsprogramm“ gesondert auszuweisen und zu bewilligen. Sie werden als 
zweckgebundene Zuschüsse auf Antrag besonders strukturschwachen kommunalen Kör-
perschaften gewährt. Es ist ein interministerielles Beratungsgremium unter Federführung 
des Ministeriums für Inneres und Europa, an dem die Förderressorts und das Finanzminis-
terium beteiligt sind, einzurichten (Vergaberat), das über die Vergabe der Mittel votiert. Nä-
heres zur Ausgestaltung des „Kommunalen Kofinanzierungsprogramms“ wie Förderziele 
und –inhalte, Vergabekriterien, Förderquoten und das Zuwendungsverfahren sind in einer 
Richtlinie des Ministeriums für Inneres und Europa im Benehmen mit dem Finanzministe-
rium zu regeln. Für das „Kommunale Kofinanzierungsprogramm“ gelten die Bestimmungen 
in Absatz 3 entsprechend mit der Einschränkung, dass die Zuweisung des Landes nach 
Satz 1 die Kreditaufnahme des Aufbaufonds nicht erhöht. 

 
§ 22 

Ergänzende Hilfen zum Erreichen des dauernden Haushaltsausgleichs, Kommunaler 
Haushaltskonsolidierungsfonds Mecklenburg-Vorpommern 

(1) Das Land stellt in Höhe der nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe g bereitgestellten 
Mittel Gemeinden und Landkreisen auf Antrag ergänzende Hilfen zur Unterstützung der 
eigenen Maßnahmen für das Erreichen des Haushaltsausgleichs zur Verfügung. Zur Un-
terstützung der eigenen Maßnahmen stellt das Land in Höhe der nach § 10 Absatz 1 
Nummer 1 Buchstabe g bereitgestellten Mittel Gemeinden und Landkreisen auf An-
trag ergänzende Hilfen zum Erreichen des Haushaltsausgleichs (Konsolidierungshil-
fen) zur Verfügung. Das Land ist berechtigt, die Mittel ganz oder teilweise zur Bildung ei-
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nes rechtlich unselbstständigen Sondervermögens des Landes mit der Bezeichnung 
„Kommunaler Haushaltskonsolidierungsfonds Mecklenburg-Vorpommern“ zu verwenden, 
das der Zielsetzung von Satz 1 dient. § 21 Absatz 2 und 3 gelten entsprechend mit der Ein-
schränkung, dass weitere Kapitalmarktmittel nicht für Darlehen, sondern für Zuschüsse 
nach Absatz 2 und nur soweit aufgenommen werden dürfen, als der Fonds in seinem Be-
stand nicht gefährdet wird. 

(2) Die Hilfen sollen dazu befähigen, eigenständig auf Dauer den Haushaltsausgleich zu 
erreichen. Die Zuweisung der Hilfen setzt voraus, dass die Kommune selbst alle ihr zumut-
baren Anstrengungen zur Haushaltskonsolidierung ergreift und diese auf Grundlage eines 
Haushaltssicherungskonzeptes umsetzt. 

Die Hilfen können gewährt werden als: 

1. Fehlbetrags[z]uweisungen zum Ausgleich eines in der Finanzrechnung ausgewiese-
nen unvermeidbaren negativen Saldos der ordentlichen und außerordentlichen Ein- 
und Auszahlungen gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 26 der Gemeindehaushaltsverord-
nung-Doppik nach Verrechnung der Auszahlungen zur planmäßigen Tilgung von Kre-
diten für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (jahresbezogener nega-
tiver Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen der Finanzrechnung), soweit eigene 
Mittel und die in dem Gesetz vorgesehenen allgemeinen Finanzzuweisungen sowie 
Zweckzuweisungen zum Haushaltsausgleich der Gemeinden und Landkreise nicht 
ausreichen, obwohl diese jeweils alles ihnen angemessen Mögliche zum Erreichen 
des Haushaltsausgleichs geleistet haben, und der laufenden Ein- und Auszahlun-
gen gemäß § 45 Absatz 2 in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 47 der 
Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik, soweit dieser unvermeidbar gewesen 
ist und nicht durch positive Vorträge aus Haushaltsvorjahren ausgeglichen 
werden kann; unvermeidbar ist der negative Saldo dann, wenn der jahresbezo-
gene Ausgleich der Finanzrechnung trotz Ausnutzung aller Sparmöglichkeiten 
sowie Ausschöpfung aller Ertrags- und Einzahlungsmöglichkeiten nicht erreicht 
werden konnte, und 

2. weitergehende Konsolidierungshilfen durch zweckgebundene nicht rückzahlbare und 
bedingt rückzahlbare Zuschüsse. 

Fehlbetrags[z]uweisungen nach Satz 3 Nummer 1 kommen zum Ausgleich eines jahres-
bezogenen negativen Saldos der laufenden Ein- und Auszahlungen nur in Betracht, wenn 
im Finanzplanungszeitraum nicht in mehr als drei Jahren in höchstens vier Jahren neuer 
jahresbezogener negativer Saldo entstanden ist oder entsteht ein negativer jahres-
bezogener Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen entstanden ist oder entsteht. 
Die Gewährung von Fehlbetrags[z]uweisungen nach Satz 3 Nummer 1 über mehr als zwei 
Jahre in Folge scheidet aus. Soweit weitergehend jahresbezogene negative Salden der 
laufenden Ein- und Auszahlungen erwirtschaftet werden oder erkennbar ist, dass der 
Haushaltsausgleich auch dauerhaft nicht aus eigener Kraft zu erreichen ist, kommen Hilfen 
weitergehende Konsolidierungshilfen nach Satz 3 Nummer 2 auf Grundlage eines lang-
fristigen Konsolidierungskonzeptes in Betracht. Es muss unter Berücksichtigung möglicher 
Hilfe die Maßnahmen zum Erreichen eines Haushaltsausgleichs festschreiben. Die Ge-
währung weitergehender Konsolidierungshilfen setzt voraus, dass die Kommune 
nach ihrem Haushaltssicherungskonzept aus eigener Kraft jahresbezogen mindes-
tens den Ausgleich der ordentlichen und außerordentlichen Ein- und Auszahlungen 
dauerhaft erreicht. 
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(3) Über den Antrag auf Gewährung einer Konsolidierungshilfe nach Absatz 2 ent-
scheidet das Ministerium für Inneres und Europa, bei kreisangehörigen Gemeinden im Be-
nehmen mit der für die Gemeinde zuständigen unteren Rechtsaufsichtsbehörde. Ein 
Rechtsanspruch auf eine Zuweisung oder eine bestimmte Höhe der Zuweisung besteht 
nicht. Das Maß der selbst zu verantwortenden Verschuldung und die bisherigen Anstren-
gungen zur Haushaltskonsolidierung sind bei der Entscheidung zu berücksichtigen. Das 
Ministerium für Inneres und Europa kann die Entscheidung über Anträge auf Gewäh-
rung einer Fehlbetragszuweisung nach Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 den unteren 
Rechtsaufsichtsbehörden übertragen. Ein Rechtsanspruch auf Hilfen nach Absatz 2 
oder eine bestimmte Höhe der Hilfe besteht nicht. Das Maß der selbst zur verantwor-
tenden Verschuldung und die bisherigen Anstrengungen zur Haushaltskonsolidie-
rung sind bei der Entscheidung über den Antrag zu berücksichtigen. 

(4) Zuweisungen nach Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 werden durch Bewilligungsbescheid und 
Zuweisungen nach Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 werden vorrangig durch öffentlich-rechtli-
chen Zuwendungsvertrag gewährt. Ein Bewilligungsbescheid kann unter Bedingungen und 
Auflagen ergehen. Die Bewilligung kann ganz oder teilweise widerrufen werden, wenn der 
Zuweisungsempfänger Maßnahmen trifft, bei deren Durchführung das Haushaltssiche-
rungskonzept voraussichtlich nicht oder in wesentlichen Teilen nicht mehr verwirklicht wer-
den kann. In einem Zuwendungsvertrag sind insbesondere die Voraussetzungen und Be-
dingungen der Zuwendung einschließlich der Handlungspflichten des Zuwendungsempfän-
gers sowie die Folgen der Nichterfüllung sowie Handlungsmöglichkeiten des Zuwendungs-
gebers zu vereinbaren. 

Fehlbetragszuweisungen nach Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 werden durch Bewilli-
gungsbescheid gewährt. Der Bewilligungsbescheid kann unter Bedingungen und 
Auflagen ergehen. Die Bewilligung kann ganz oder teilweise widerrufen werden, 
wenn der Zuweisungsempfänger Maßnahmen trifft, die dazu führen, dass das Haus-
haltsicherungskonzept voraussichtlich nicht oder in wesentlichen Teilen nicht mehr 
verwirklicht werden kann. 

(5) Weitergehende Konsolidierungshilfen nach Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 werden 
vorrangig durch öffentlich-rechtlichen Zuwendungsvertrag (Konsolidierungsverein-
barung) gewährt. In der Konsolidierungsvereinbarung sind insbesondere die Hand-
lungspflichten des Zuwendungsempfängers, vor allem die durch ihn umzusetzenden 
Maßnahmen zum Erreichen eines Haushaltsausgleichs, die Voraussetzungen für die 
Auszahlung der Zuwendung sowie Rechtsfolgen und Handlungsmöglichkeiten des 
Zuwendungsgebers zu regeln, sofern der Zuwendungsempfänger die Handlungs-
pflichten nicht erfüllt. Die Vertragspartner können vereinbaren, dass das Haushalts-
sicherungskonzept Bestandteil der Konsolidierungsvereinbarung ist. 

(5) (6) In den Jahren 2017 bis 2019 werden weitergehende Konsolidierungshilfen nach Ab-
satz 2 Satz 3 Nummer 2 ausschließlich zur Förderung zukunftsfähiger Gemeindestrukturen 
durch zweckgebundene nicht rückzahlbare Zuschüsse gewährt (Konsolidierungszuwei-
sung). Näheres regelt das Gemeinde-Leitbildgesetz. Die Absätze 2 bis 5 finden insoweit 
keine Anwendung. 

(6) Das Land leistet ergänzend zu den Mitteln nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe g 
im Jahr 2012 einmalig eine Zuweisung an das Sondervermögen „Kommunaler Haushalts-
konsolidierungsfonds Mecklenburg-Vorpommern“ in Höhe von 100 000 000 Euro. 

(7) Einzelheiten zum Verfahren, zu den Voraussetzungen sowie zur Bildung, Kreditauf-
nahme, Verwendung und Verwaltung des Sondervermögens können durch Verordnung des 
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Innenministeriums geregelt werden. Der Beirat nach § 30 ist mindestens einmal jährlich 
über die Verwendung der Mittel und die Verwaltung des Fonds zu informieren. 

Unbeschadet der Absätze 1 bis 6 und der nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe g 
zur Verfügung gestellten Mittel, gewährt das Land Konsolidierungshilfen in Höhe von 
100 000 000 Euro aus dem rechtlich unselbständigen Sondervermögen mit der Be-
zeichnung „Kommunaler Haushaltskonsolidierungsfonds Mecklenburg-Vorpom-
mern“. Einzelheiten zum Verfahren, zu den Voraussetzungen sowie zur Bildung, 
Verwendung und Verwaltung des Sondervermögens können durch Verordnung des 
Ministeriums für Inneres und Europa geregelt werden. Der Beirat nach § 30 ist min-
destens einmal jährlich über die Verwendung der Mittel und die Verwaltung des 
Fonds zu informieren. 

(neu) § 22 a 

Kommunaler Entschuldungsfonds, Verordnungsermächtigung 

(1) Das Land errichtet unter dem Namen „Kommunaler Entschuldungsfonds“ ein 
rechtlich unselbstständiges Sondervermögen mit dem Ziel, die Kommunen bei der 
Rückführung eines negativen Saldos der laufenden Ein- und Auszahlungen gemäß 
§ 45 Absatz 2 in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 49 der Gemeindehaus-
haltsverordnung-Doppik und der Rückführung von Krediten, die Altverbindlichkeiten 
im Sinne von § 3 des Altschuldenhilfe-Gesetz darstellen zu unterstützen. Das Fi-
nanzministerium verwaltet das Sondervermögen im Benehmen mit dem Ministerium 
für Inneres und Europa, dem die Bewirtschaftung obliegt. Das Ministerium für Inne-
res und Europa erstellt im Benehmen mit dem Finanzministerium für jedes Haus-
haltsjahr einen Wirtschaftsplan und eine Jahresrechnung für das Sondervermögen. 
Die Vorschriften der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpommern gelten ent-
sprechend. 

(2) Dem Kommunalen Entschuldungsfonds werden ab dem Jahr 2018 die Mittel ge-
mäß § 7 Absatz 4 Satz 3 zugeführt. 

(3) In den Jahren 2018 und 2019 dienen die dem Kommunalen Entschuldungsfonds 
zur Verfügung stehenden Mittel: 

1. in Höhe von jeweils 15 000 000 Euro in 2018 und 2019 der Aufstockung der im 
Kommunalen Haushaltskonsolidierungsfonds Mecklenburg-Vorpommern für die 
Zuweisungsempfänger nach § 4 der Kommunalen Haushaltskonsolidierungs-
fondsverordnung zur Verfügung stehenden Mittel, 

2. im Übrigen der Unterstützung kreisangehöriger Gemeinden einschließlich der 
großen kreisangehörigen Städte, die nicht Zuweisungsempfänger nach § 4 der 
Kommunalen Haushaltskonsolidierungsfondsverordnung sind und die gemäß 
§ 45 Absatz 2 in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 47 der Gemeinde-
haushaltsverordnung-Doppik einen jahresbezogenen positiven Saldo der lau-
fenden Ein- und Auszahlungen erreichen, bei der Rückführung eines verblei-
benden negativen Saldos der laufenden Ein- und Auszahlungen. Die Zuweisung 
darf den Betrag des jahresbezogenen positiven Saldos der laufenden Ein- und 
Auszahlungen nicht übersteigen. 

Soweit die im Kommunalen Entschuldungsfonds zur Verfügung stehenden Mittel bis 
zum Ende des jeweiligen Haushaltsjahres nicht durch Konsolidierungsvereinbarung 
für die Hilfen nach Satz 1 Nummer 1 oder Verwaltungsakt für die Hilfen nach Satz 1 
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Nummer 2 gebunden worden sind, können diese zusätzlich zu den Mitteln nach § 22 
Absatz 6 zur Finanzierung von Konsolidierungszuweisungen zur Förderung zu-
kunftsfähiger Gemeindestrukturen nach § 2 der Fusionsverordnung verwendet wer-
den, um einen weitergehenden Ausgleich des zum 31. Dezember 2015 ausgewiese-
nen negativen Saldos der laufenden Ein- und Auszahlungen zu ermöglichen. 

(4) Ab dem Jahr 2020 sollen die Gemeinden aus dem Kommunalen Entschuldungs-
fonds vorrangig bei der Rückführung von Krediten, die Altverbindlichkeiten im Sinne 
von § 3 des Altschuldenhilfe-Gesetz darstellen, unterstützt werden. Soweit Mittel aus 
den Jahren 2018 und 2019 bis zum Ende des Haushaltsjahres 2019 nicht für die in 
Absatz 3 genannten Zwecke gebunden worden sind, sollen diese für den in Satz 1 
genannten Zweck eingesetzt werden. 

(5) Einzelheiten zur Bewirtschaftung des Sondervermögens sowie zu den Vorausset-
zungen und zum Verfahren für die Gewährung der Zuweisungen regelt das Ministe-
rium für Inneres und Europa durch Rechtsverordnung. 

(6) Der Beirat nach § 30 ist mindestens einmal jährlich über die Verwendung der Mit-
tel und die Verwaltung des Fonds zu informieren. 

§ 23 

Kreisumlage 

(1) Soweit die sonstigen Erträge und Einzahlungen eines Landkreises seinen Bedarf nicht 
decken, ist eine Umlage von den kreisangehörigen Gemeinden zu erheben (Kreisumlage). 

(2) Die Kreisumlage wird für jedes Haushaltsjahr in einem Vomhundertsatz der Umlage-
grundlagen (Umlagesatz) bemessen. Der Umlagesatz ist in der Haushaltssatzung festzu-
setzen. Umlagegrundlagen sind 

1. die Steuerkraftmesszahlen nach § 12 Absatz 4, 

2. die Schlüsselzuweisungen des Vorjahres, im Jahr 2018 die Schlüsselzuweisungen 
des Jahres 2017 zu 50 Prozent und die Schlüsselzuweisungen des Jahres 2018 
zu 50 Prozent, ab dem Jahr 2019 die Schlüsselzuweisungen des laufenden Jah-
res, 

3. abzüglich der Finanzausgleichsumlage gemäß § 8 des laufenden Jahres. 

(3) Bei der Berechnung der Kreisumlage für die großen kreisangehörigen Städte werden 
die Steuerkraftzahlen nach § 12 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 bis 6 5 auf 86 91 Prozent ge-
senkt. Die Regelung nach Satz 1 wird im Abstand von zwei Jahren dahingehend überprüft, 
ob aufgrund von Veränderungen der Grunddaten zur Berechnung der Steuerkraftzahlen im 
Vergleich der großen kreisangehörigen Städte und kreisangehörigen Gemeinden Anpas-
sungen erforderlich sind. […] 

§ 27 

Grundlagen der Verteilung 

(1) Soweit dieses Gesetz auf Einwohnerzahlen abstellt, gelten die vom Statistischen Amt 
zum 31. Dezember des jeweils vorvergangenen Jahres fortgeschriebenen Einwohnerzah-
len; Gleiches gilt für die Feststellung der Anzahl von Kindern. 
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(2) Für die Gebietsfläche nach § 13 ist der Gebietsstand am 31. Dezember des jeweils vor-
vergangenen Jahres zu Grunde zu legen. Als Gebietsflächen gelten auch die Flächen der 
inneren Seegewässer. Das Innenministerium kann einen anderen Stichtag für die zu 
Grunde zu legende Einwohnerzahl und Gebietsfläche durch Rechtsverordnung festsetzen. 

(3) Für Zuweisungen nach diesem Gesetz ist der Gebietsstand am 1. Januar des Aus-
gleichsjahres maßgebend. 

(4) Das Ministerium für Inneres und Europa stellt die weiteren Grundlagen der Verteilung 
nach diesem Gesetz jährlich fest. 

(neu) § 31 

Übergangsregelung 

Für die Gewährung von Hilfen nach § 22 Absatz 2 Satz 3 Nummer 1, die vor dem 
1. Januar 2018 beantragt wurden, gilt das Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vor-
pommern in der bis zum 31. Dezember 2017 geltenden Fassung.  

 

 

Übergangsregelung für kommunale Ehrenbeamte verlängert 

Die Aufwandsentschädigung für eh-
renamtliche Kommunalpolitiker wird 
weiterhin nicht auf eine vorgezogene 
Rente angerechnet. Der Bundestag hat 
[am 01.06.2017] beschlossen, die Re-
gelung zur Anrechnungsfreiheit noch-
mals um drei Jahre zu verlängern. Bis 
2020 soll eine dauerhafte Lösung ge-
funden werden. 

Ehrenamtliche Kommunalpolitikerinnen 
und Kommunalpolitiker nehmen als de-
mokratisch legitimierte Organe staatliche 
Verantwortung wahr. Sie erhalten für ihre 
Tätigkeiten keine Entlohnung, sondern 
eine Aufwandsentschädigung. Grundsätz-
lich ist der zu versteuernde Anteil einer 
Aufwandsentschädigung wie anderes Ein-
kommen bei einer vorgezogenen Alters-
rente oder einer Erwerbsminderungsrente 
anzurechnen. Weil dies in einigen Fällen 
zu Rentenkürzungen für ehrenamtliche 
Kommunalpolitiker geführt hätte, wurde 

die Anrechnung im Rahmen einer Über-
gangsregelung bis 2017 ausgesetzt. 

Durch das Flexirentengesetz dieses Jah-
res wurden die Anrechnungsregeln bereits 
deutlich verbessert. Gerade bei Auf-
wandsentschädigungen führt es bei Be-
troffenen oft zu Unverständnis, wenn ihre 
Rente gekürzt würde. Andererseits stellt 
sich das Problem der Gleichbehandlung 
mit hauptamtlichen Kommunalpolitikerin-
nen und Kommunalpolitikern und Auf-
wandsentschädigungen in anderen Berei-
chen. Um für die komplexen Fragen zur 
Behandlung verschiedener ehrenamtlicher 
Tätigkeiten sowie verschiedener sozial- 
und steuerrechtlicher Regelungen eine 
gerechte Regelung zu finden, wurde die 
Übergangsregelung letztmalig bis 2020 
verlängert. 

Quelle: Die Kommunale Zeitung, 
Jahrgang 14, Ausgabe 4, 2017, S. 2 

 

  

http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=150088346119608561&sessionID=888306607795431678&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=3906173,14
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Reform der Bund-Länder-Finanzen beschlossen 

Stellungnahme des Städte- und Gemeindetags M-V 

Mit der einstimmig erfolgten Verabschie-
dung des Gesetzespakets zur Neurege-
lung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen 
am 2. Juni 2017 im Bundesrat ist das wohl 
größte Reformvorhaben dieser Le-
gislaturperiode abgeschlossen worden. 
Dem waren mehrere Jahre schwieriger 
Verhandlungen vorangegangen. Insge-
samt wurde ein Kompromiss umgesetzt, 
der auch die Städte und Gemeinden unter 
vielen Gesichtspunkten betrifft. 

Der erfolgreiche Reformabschluss gibt 
auch den Städten und Gemeinden 
Rechts- und Planungssicherheit ab dem 
Jahr 2020. Die Länder sind gefordert, die 
Haushaltsentlastungen durch den Bund 
von anfänglich über 9,7 Milliarden Euro 
angemessen an ihre Städte und Gemein-
den weiterzugeben und für eine aufga-
bengerechte kommunale Finanzausstat-
tung zu sorgen. 

Die Städte und Gemeinden begrüßen die 
kommunale Finanzentlastung, auch die ab 
dem Jahr 2018 greifende Entlastung um 
fünf Milliarden Euro im Jahr. Dennoch be-
stehen zahlreiche kommunale Haus-
haltsrisiken wegen der ungebremst an-
steigenden Soziallasten von zuletzt über 
vier Milliarden Euro pro Jahr und der 
kommunalen Altschulden. Zum Abbau des 
Investitionsrückstandes von über 126 Mil-
liarden Euro muss der Weg zur Verbesse-
rung der kommunalen Finanzen konse-
quent weitergeführt werden und alle 
Städte und Gemeinden erreichen. Wir 
begrüßen, dass der Bund nun insgesamt 
sieben Milliarden Euro für Investitionen in 
den Städten und Gemeinden bereitstellt, 
vor allem für die Schulinfrastruktur. Das 
ändert nichts an der grundsätzlichen Ver-
antwortung der Länder für gesunde Kom-
munalfinanzen, die diese engagiert und 
mit ausreichend Mitteln wahrnehmen 
müssen. 

Bund-Länder-Finanzausgleich 

Die neuen Regelungen zum föderalen 
Finanzausgleich treten ab dem Jahr 2020 
in Kraft, es wird künftig keinen direkten 
Ausgleich der Finanzkraft zwischen den 
Ländern mehr geben, auch fällt der Um-
satzsteuervorwegausgleich weg. Eine An-
gleichung der unterschiedlichen Finanz-
kraft der Länder soll ab dem Jahr 2020 
zum einen horizontal über Zu- und Ab-
schläge bei der Umsatzsteuerverteilung 
und zum anderen vertikal über Sonderbe-
darfsergänzungszuweisungen (SoBEZ) 
des Bundes erfolgen. In die horizontale 
Ausgleichsstufe speist der Bund rund vier 
Milliarden Euro durch die Abtretung von 
Umsatzsteuerpunkten im Wert von rund 
1,4 Milliarden Euro (dynamisch) und ei-
nem zusätzlichen Festbetrag von 2,6 Mil-
liarden Euro (statisch) ein.  

Während die SoBEZ für die neuen Länder 
mit dem Jahr 2019 enden, werden die 
Instrumente, die helfen, regionale Un-
gleichgewichte unter den Ländern auszu-
tarieren (SoBEZ für Kosten der politischen 
Führung, SoBEZ für strukturelle Arbeitslo-
sigkeit, Finanzierungshilfen zur Abgeltung 
der Hafenlasten), fortgeführt. Künftig wird 
es zudem Ergänzungszuweisungen für 
leistungsschwache Länder geben, deren 
Gemeinden eine besonders geringe Steu-
erkraft aufweisen. Der DStGB spricht sich 
hier nachdrücklich dafür aus, dass diese 
Bundesergänzungszuweisungen in den 
Ländern vollumfänglich den Gemeinden 
zu Gute kommen. 

Zur Sicherstellung der finanziellen Bes-
serstellung aller Länder wurden ferner 
Bundesergänzungszuweisungen für die 
Forschungsförderung kreiert.  

Zusätzlich werden die Länder Saarland 
und Bremen jeweils Entschuldungshilfen 
in Höhe von jährlich 400 Millionen Euro 
erhalten. In der Gesamtheit resultieren 
aus dem beschlossenen Paket für die 
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Länder ab dem Jahr 2020 Mehreinnah-
men in Höhe von rund 9,7 Milliarden Euro 
zulasten des Bundes.  

Zur Berechnung der Finanzkraft eines 
Landes wird künftig die kommunale Steu-
erkraft zu 75 Prozent einbezogen. Die 
Entflechtungsmittel werden in gleicher 
Höhe fortgeführt, gehen allerdings in Um-
satzsteuerpunkten der Länder auf. Eine 
Zweckmittelbindung bestand bundesge-
setzlich bisher bereits auch nicht mehr. 
Das Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz und die daraus resultierenden Bun-
desprogramme werden fortgeführt und 
verstetigt. Änderungen sind nach 
Art. 125c GG erst ab dem Jahr 2025 mög-
lich. Die skizzierten Bund-Länder-Finanz-
ausgleichsregelungen können vom Bund, 
von einer Gruppe von mindestens drei 
Ländern und nun auch vom Bundestag ab 
dem Jahr 2030 aufgekündigt werden.  

Förderung der Investitionen finanz-
schwacher Kommunen  

Um die Unterstützung der Kommunen 
durch den Bund zu verstärken, wird ein 
neuer Artikel 104c im Grundgesetz ein-
geführt, der die verfassungsrechtliche 
Grundlage für die Gewährung von Fi-
nanzhilfen des Bundes für Investitionen 
finanzschwacher Kommunen v. a. im Be-
reich der Bildungsinfrastruktur schafft. 
Über das schon 2015 eingerichtete Son-
dervermögen des Bundes in Höhe von 
3,5 Milliarden Euro für Investitionen fi-
nanzschwacher Kommunen hinaus, hatte 
der Bund Mitte Februar 2017 in einem 
Nachtragshaushalt für 2016 weitere 
3,5 Milliarden Euro bereitgestellt, die nach 
der Einführung des neuen Artikels 104c 
GG für die Schulinfrastruktur in den Ge-
meinden eingesetzt werden können. Ein-
zelheiten zur Umsetzung sind in einer 
noch abzuschließenden Verwaltungsver-
einbarung zwischen Bund und Ländern zu 
regeln.  

In der weiteren Umsetzung der Unterstüt-
zung finanzschwacher Kommunen gilt es 
von allen Seiten sicherzustellen, dass die 

zu begrüßende investive Unterstützung 
des Bundes nicht dazu führen darf, dass 
sich die Bundesländer ihrer Finanzie-
rungsverantwortlichkeit für die Bildungsin-
frastruktur in den Gemeinden entziehen. 
Die im Gesetzgebungsprozess erfolgten 
Änderungen beim Kommunalinvestitions-
förderungsgesetz und den entsprechen-
den vorgeschlagenen diesbezüglichen 
Grundgesetzänderungen halten sich, ins-
besondere mit Blick auf die vom Bundes-
rat massiv geforderten Änderungen, in 
Grenzen. Hinsichtlich der Bestimmung der 
finanzschwachen Kommunen heißt es 
nun: „Die Flächenländer legen im Einver-
nehmen mit dem Bund entsprechend 
den landesspezifischen Gegebenheiten 
die Auswahl der finanzschwachen Ge-
meinden und Gemeindeverbände, die 
Stadtstaaten dementsprechend die Aus-
wahl der förderfähigen Gebiete fest.“ 

Förderfähig ist bei Beachtung des Prinzips 
der Wirtschaftlichkeit nun auch der Er-
satzbau von Schulgebäuden. Hervorzu-
heben ist überdies, dass es gelungen ist, 
den Förderzeitraum um zwei Jahre zu 
verlängern. Bis zum Jahr 2023 (vorher 
2021) können Finanzhilfen nun für Inves-
titionsvorhaben oder selbstständige Ab-
schnitte von Investitionsvorhaben einge-
setzt werden, vorausgesetzt diese werden 
bis zum 31. Dezember 2022 vollständig 
abgenommen und im Jahr 2023 vollstän-
dig abgerechnet.  

Unterhaltsvorschuss  

Beschlossen wurde weiter eine Änderung 
des Unterhaltsvorschussgesetzes, wo-
nach der Unterhaltsvorschuss bis zum 
18. Lebensjahr ausgedehnt und entfristet 
wird. Die neuen Regelungen treten zum 
1. Juli 2017 in Kraft. Die Neuregelung des 
Unterhaltsvorschusses ist ebenfalls ein 
Kompromiss, bei dem auch Forderungen 
der Kommunen, wie zum Beispiel die Be-
rücksichtigung einer Übergangszeit, um-
gesetzt wurden. Die Auswirkungen des 
Gesetzgebungsvorhabens sollten spä-
testens ein Jahr nach Inkrafttreten auf 
Bundesebene überprüft werden. Etwaige 
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Mehrbelastungen der Kommunen sowohl 
bei den Leistungsausgaben als auch bei 
den Verwaltungsausgaben für das Unter-
haltsvorschussgesetz müssen dabei voll-
ständig ausgeglichen werden. 

Infrastrukturgesellschaft Verkehr  

Maßgebliche Änderungen erfuhr das Ge-
setzespaket im Rahmen des Legislativ-
verfahrens insbesondere in Bezug auf die 
noch zu gründende Infrastrukturgesell-
schaft des Bundes für Bau, Betrieb, Fi-
nanzierung, Planung und Verwaltung der 
Autobahnen. Grundgesetzlich wird nun 
festgeschrieben, dass Dritte weder an den 
Autobahnen selbst noch an der Gesell-
schaft beziehungsweise an den Tochter-
gesellschaften Eigentum erwerben kön-
nen. Ebenfalls grundgesetzlich werden 
öffentlich-private Partnerschaften hinsicht-
lich des Gesamtnetzes oder wesentlicher 
Teile davon in einzelnen Ländern ausge-
schlossen.  

eGovernment  

Mit dem Gesetz zur Verbesserung des 
Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen 
wurde zudem die Einrichtung eines bun-
desweiten Portalverbunds, wodurch alle 
Verwaltungsleistungen von Bund und 
Ländern online angeboten werden sollen, 
beschlossen. Im Rahmen des parlamenta-
rischen Verfahrens wurde sich unter an-
derem hinsichtlich der Kommunikations-
standards darauf verständigt, dass diese 
ohne die Zustimmung des Bundesrates 
festgelegt werden können. Der Regie-
rungsentwurf sah hier explizit noch die 
Einbeziehung des Bundesrates vor. Wei-
tere Änderungen betreffen das Nutzer-
konto.  

Die Digitalisierung der öffentlichen Ver-
waltung ist eine zentrale Zielsetzung auch 
der Städte und Gemeinden. Die neue 
Bundeskompetenz in diesem Bereich 
muss mit Blick auf die schon bestehenden 
Online-Lösungen in vielen Kommunen 
partnerschaftlich umgesetzt werden, diese 
müssen weiter nutzbar bleiben. Im Fokus 
muss stehen, für alle Beteiligten bei der 

Digitalisierung einen Mehrwert zu generie-
ren und dazu realistische Umsetzungs-
pfade mit entsprechenden Finanzierungen 
anzubieten. 

Weitere Regelungen  

Das Gesetzespaket sieht weiter eine 
Stärkung der Kompetenzen des Bundes 
bei der Steuerverwaltung (insb. Informati-
onstechnik) vor. Im Rahmen des parla-
mentarischen Verfahrens wurde hier zu-
dem ein Gesetz über die Koordinierung 
der Entwicklung und des Einsatzes neuer 
Software der Steuerverwaltung, soge-
nanntes KONSENS-Gesetz, eingefügt. 
Unter anderem werden hier die Grund-
sätze des Zusammenwirkens und die Or-
ganisationsstruktur des Gesamtvorhabens 
KONSENS festgelegt.  

Ferner werden auch die Prüfrechte des 
Bundesrechnungshofes und die Erhe-
bungsrechte des Bundesrechnungshofs 
bei Mischfinanzierungen gestärkt und 
grundgesetzlich festgeschrieben. Eben-
falls gestärkt wird die Stellung des Stabi-
litätsrates, der ab dem Jahr 2020 auch die 
Einhaltung der Schuldenbremse durch 
Bund und Länder überwachen wird.  

Bedeutung für Mecklenburg-Vorpom-
mern 

Gegenüber der Presse haben wir für un-
sere Städte und Gemeinden die Einigung 
begrüßt, weil damit ein ersatzloses Weg-
fallen des Solidarpaktes für die neuen 
Länder verhindert werden konnte. Die auf 
Mecklenburg-Vorpommern entfallenden 
Mehreinnahmen bieten auch den notwen-
digen Spielraum für das Land, unsere 
Kommunen künftig besser auszustatten. 
Das brauchen wir, um die wichtigen Auf-
gaben des Brandschutzes, der Kinderta-
gesbetreuung, der Schulen, der Straßen, 
der Kultur und des Sports für unsere Ein-
wohner in guter Qualität erfüllen zu kön-
nen. 

Hilfreich kann auch der Einstieg des Bun-
des in die Finanzierung der Bildungsein-
richtungen mit dem zweiten Paket des 
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Kommunalinvestitionsfördergesetzes sein. 
Damit stehen für Sanierung und Digitali-
sierung der Schulen bei uns im Land 
ca. 75 Millionen Euro zusätzlich zur Ver-
fügung. Unser Land muss nun schnell 
Klarheit schaffen, nach welchen Grund-
sätzen das Geld vergeben wird. Dazu ge-
hört auch die Festlegung, wer denn in der 
Landesregierung dafür zuständig ist. 

Ein Wermutstropfen bei der grundsätzlich 
guten Einigung ist aber der Wegfall des 
Länderfinanzausgleichs. Damit fällt die 
Solidarität unter den Ländern weg. Auch 
wenn Mecklenburg-Vorpommern zunächst 
deutlich mehr Geld bekommt, ist man 
nicht mehr automatisch an der Entwick-

lung in den anderen Bundesländern betei-
ligt. Nun liegt die Aufgabe der Sicherung 
der Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse im Bundesgebiet allein auf den 
Schultern des Bundes.  

Das heißt aber auch, dass unsere Städte 
und Gemeinden die Kraft und die Mög-
lichkeiten bekommen müssen, sich fit für 
die Zukunft zu machen. Dafür brauchen 
wir auch die Unterstützung unseres Lan-
des. Mit der Einigung über die Eckpunkte 
zum FAG 2018 sind wir dabei auf einem 
guten Weg. 

Quelle: Der Überblick, Heft 7/2017, 
S. 413 ff. 

 
Aus einer Publikation der SPD-Bundestagsfraktion: 

So stärken wir unsere Kommunen 

Maßnahmen in der 18. Legislaturperiode 

Die Kommunen sind der unmittelbare Le-
bensraum der Menschen. Ihre Finanzaus-
stattung beeinflusst maßgeblich Chan-
cengleichheit und gesellschaftliche Teil-
habe. Die SPD-Bundestagsfraktion hatte 
sich bereits vor Beginn dieser Legislatur-
periode vorgenommen, die finanziellen 
Rahmenbedingungen in den Kommunen 
erheblich zu verbessern. In den Koaliti-
onsverhandlungen wurde diese Messlatte 
konsequent angelegt. Die Umsetzung die-
ses Ziels war ihr in der ganzen Wahlperi-
ode ein Kernanliegen. Früh hat sie deut-
lich gemacht, dass die im Koalitionsver-
trag vereinbarte Entlastung zeitnah erfol-
gen muss.  

Beim kommunalen Investitionspaket hat 
sie sich dafür eingesetzt, dass struktur-
schwache Regionen gezielt gefördert 
werden. Und im Bereich der Flüchtlings-
unterbringung hat sie durchgesetzt, dass 
der Bund seiner Verantwortung gerecht 
wird und Länder, Städte und Gemeinden 
dauerhaft unterstützt. 

Entlastung bei Sozialausgaben 

 Übernahme von Kosten der Grundsiche-
rung 

 Übergangsentlastung im Vorgriff auf die   
Fünf-Milliarden-Entlastung 

 Dauerhafte Entlastung um fünf Milliarden 
Euro von 2018 an 

Förderung von Investitionen 

 Investitionsprogramm des Bundes für fi-
nanzschwache Kommunen 

 Schulsanierungsprogramm 

 Städtebau 

 Sozialer Wohnungsbau 

 Breitbandausbau im ländlichen Raum 

Weitere Entlastungen 

 Reform der Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen 

 Aufnahme und Integration von Flüchtlingen 

 Entlastung bei Bildungsausgaben 
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ENTLASTUNG BEI SOZIALAUSGABEN 

Chronologie der Beschlüsse 

2. Juli 2014 
Der Kabinettsbeschluss zum Haushalt 
2015 sieht bis 2018 eine Entlastung um 
jährlich eine Milliarde Euro vor. In der 
Protokollnotiz fordern die SPD-geführten 
Ressorts, dass im Jahr 2017 bereits „eine 
höhere Entlastung im Umfang von zusätz-
lich zwei Milliarden Euro bei den Kommu-
nen erfolgt, ehe ab 2018 die volle Entlas-
tung im Umfang von fünf Milliarden Euro 
jährlich sichergestellt wird“. 

4. Dezember 2014 
Gesetz zur weiteren Entlastung von 
Ländern und Kommunen von 2015 an 
und zum quantitativen und qualitativen 
Ausbau der Kindertagesbetreuung 

Entlastung bei Sozialausgaben: 

 2015: eine Milliarde Euro 

 2016: eine Milliarde Euro 

 2017: eine Milliarde Euro 

Dabei fließen jeweils 500 Millionen Euro 
über den Umsatzsteueranteil der Ge-
meinden und 500 Millionen Euro über eine 
erhöhte Bundesbeteiligung an den Kosten 
der Unterkunft (KdU) für ALG-II-Empfän-
ger.  

24. Juni.2015 
Gesetz zur Förderung von Investitionen 
finanzschwacher Kommunen und zur 
Entlastung von Ländern und Kommu-
nen bei der Aufnahme und Unterbrin-
gung von Asylbewerbern 

Darin: weitere Entlastung bei Sozialaus-
gaben von 1,5 Milliarden Euro für 2017 

Dauerhafte Entlastung um fünf Milliar-
den Euro von 2018 an 

Schritt 1: Entkoppelung von der Ein-
gliederungshilfe 

Im Zuge der Überlegungen eines geeig-
neten Transferwegs wurde die Entlastung 
von der Eingliederungshilfe für Menschen 

mit Behinderungen entkoppelt, da die 
Kommunen nicht in allen Bundesländern 
die Eingliederungshilfe finanzieren. Eine 
Entlastung auf diesem Weg wäre daher 
nicht überall bei den Kommunen ange-
kommen. 

Schritt 2: Entscheidung über den Ver-
teilungsschlüssel 

Am 16. Juni 2016 haben die Bundes-
kanzlerin und die Regierungschefinnen 
und -chefs der Länder den Weg festge-
legt, auf dem die im Koalitionsvertrag an-
gekündigte Entlastung der Kommunen in 
Höhe von jährlich fünf Milliarden Euro ab 
dem Jahr 2018 fließen soll: 

 2,4 Milliarden Euro über den Gemeindean-
teil an der Umsatzsteuer (Ust) 

 1,6 Milliarden Euro über eine höhere Bun-
desbeteiligung an den Kosten der Unter-
kunft (KdU) 

 eine Milliarde Euro über eine Erhöhung des 
Länderanteils an der Umsatzsteuer (Ust) 

Schritt 3: Parlamentarische Verhand-
lungen 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat sich in 
den Verhandlungen für eine Änderung 
des Verteilungsschlüssels eingesetzt, um 
strukturschwache Kommunen gezielter zu 
entlasten. Dies hat die CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion abgelehnt. 

24. November 2016 
Mit dem „Gesetz zur Beteiligung des 
Bundes an den Kosten der Integration 
und zur weiteren Entlastung von Län-
dern und Kommunen“ wurde die ge-
nannte Verteilung von Bundestag und 
Bundesrat so beschlossen. 

Modifizierter Verteilungsschlüssel für 
2018 

Im Jahr 2018 weicht der Schlüssel ge-
ringfügig ab (1,24 Milliarden Euro über 
KdU; 2,76 Milliarden Euro über Umsatz-
steueranteil Gemeinden; eine Milliarde 
Euro über Umsatzsteueranteil Länder). 
Die Verschiebung resultiert aus der Tat-
sache, dass die Bundesbeteiligung an den 
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KdU parallel auch zur Finanzierung der 
Flüchtlinge angehoben wird. Stiege der 
Anteil des Bundes an den KdU insgesamt 
über 49 %, träte im Sozialgesetzbuch II 
die sogenannte Bundesauftragsverwal-
tung ein, d. h. theoretisch würde dann der 
Bund fast alles bestimmen. Um dies zu 
vermeiden, wurde die vorgesehene Erhö-
hung des Bundesanteils an KdU im Rah-
men der Fünf-Milliarden-Entlastung 
(1,6 Milliarden Euro) im Jahr 2018 abge-
senkt. Von 2019 an gilt der vorseitig ge-
nannte Verteilungsschlüssel. 

Umfang und Umsetzung der Entlastung 

2015 – eine Milliarde Euro 

 500 Millionen Euro über erhöhten Gemein-
deanteil Ust 

 500 Millionen Euro über eine erhöhte Bun-
desbeteiligung an KdU 

2016 – eine Milliarde Euro 

 500 Millionen Euro über erhöhten Gemein-
deanteil Ust 

 500 Millionen Euro über eine erhöhte Bun-
desbeteiligung an KdU 

2017 – 2,5 Milliarden Euro 

 1,5 Milliarden Euro über erhöhten Gemein-
deanteil Ust 

 eine Milliarde Euro über eine erhöhte Bun-
desbeteiligung an KdU 

2018 – fünf Milliarden Euro 

 2,8 Milliarden Euro über Gemeindeanteil 
Ust 

 1,2 Milliarden Euro über KdU 

 eine Milliarde Euro über Länderanteil Ust 

ab 2019 – fünf Milliarden Euro 

 2,4 Milliarden Euro über Gemeindeanteil 
Ust 

 1,6 Milliarden Euro über KdU 

 eine Milliarde Euro über Länderanteil Ust 

 

FÖRDERUNG VON INVESTITIONEN 

Kommunen leisten die Hälfte aller staatli-
chen Investitionen. Erst durch die Bereit-
stellung von Schulen und Kitas, Sport-
stätten und Spielplätzen, Grünanlagen 
und öffentlichen Gebäuden werden Kom-
munen lebenswert. Investitionen in die 
Infrastruktur stärken aber auch die Le-
bensadern des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland. Wer ein Unternehmen grün-
det, braucht einen Standort mit guter Ver-
kehrsanbindung, schnelles Internet und 
gute Arbeitskräfte. 

Über ihre Investitionen kurbeln Kommu-
nen die regionale Wirtschaft an. Die Auf-
träge gehen vor allem an kleine und mit-
telständische Bau- und Handwerksunter-
nehmen. So werden Arbeitsplätze ge-
schaffen, und die Kommunen erhalten 
wiederum höhere Einnahmen bei der Ge-
werbesteuer.  

Die regionalen Unterschiede in Deutsch-
land sind allerdings sehr groß: Während 
bayerische Kommunen 2016 im Durch-
schnitt 517 Euro pro Kopf investierten, 
lagen die kommunalen Investitionen im 
Saarland lediglich bei 151 Euro pro Kopf. 
Demgegenüber müssen Kommunen im 
Strukturwandel hohe Sozialausgaben 
leisten. 

Um die Investitionskraft zu stärken, hat 
die SPD-Bundestagsfraktion gezielt für 
finanzschwache Kommunen Investitions-
programme in Höhe von 7 Milliarden Euro 
durchgesetzt. 3,5 Milliarden Euro davon 
gibt der Bund allein für die Sanierung von 
Schulen in strukturschwachen Städten 
und Gemeinden. Denn gerade in struktur-
schwachen Gebieten müssen exzellente 
Schulen und Bildungseinrichtungen ste-
hen. Das gehört für uns zur Chancen-
gleichheit. 
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Maßnahme und Zeitraum (Bundesaus-
gaben in Euro) 

 Kommunalinvestitionsprogramm 2015-
2020 (3,5 Milliarden) 

 Schulsanierungsprogramm 2017-2022 
(3,5 Milliarden) 

 Städtebauförderung 2014-2020 
(6,1 Milliarden) 

 Sanierung kommunaler Einrichtungen 
2016-2018 (240 Millionen) 

 Sozialer Wohnraum 2014-2019 (sechs 
Milliarden) 

 Breitbandausbau 2016-2020 
(3,3 Milliarden) 

Investitionsprogramm des Bundes für 
finanzschwache Kommunen 

Der Bund hat für die Jahre 2015-2018 
einen Sonderfonds für finanzschwache 
Kommunen in Höhe von zunächst 
3,5 Milliarden Euro eingerichtet.  

Gefördert werden können Investitionen in 
Krankenhäuser, in den Lärmschutz an 
Straßen, in die Breitbandversorgung im 
ländlichen Raum, in energetische Sanie-
rung kommunaler Infrastruktur in Kitas, 
Schulen und Weiterbildungseinrichtungen 
sowie in Maßnahmen des Klimaschutzes. 

Aufgrund verfassungsrechtlicher Schran-
ken darf der Bund nur in diesen Bereichen 
Finanzhilfen gewähren, da er hier die Ge-
setzgebungskompetenz hat. 

Beschluss 24.06.2015 
Gesetz zur Förderung von Investitionen 
finanzschwacher Kommunen und zur 
Entlastung von Ländern und Kommu-
nen bei der Aufnahme und Unterbrin-
gung von Asylbewerbern 

Umsetzung 

Die Mittel werden anhand von drei Indi-
katoren auf die Länder verteilt: 

 Einwohnerzahl 

 Höhe der Kassenkredite 

 Anzahl der Arbeitslosen 

Die Länder bestimmen durch eigene 
Ausführungsgesetze, welche Kommunen 

Investitionsmittel bekommen, und konkre-
tisieren ggf. die Förderzwecke. Investiti-
onsprojekte der Kommunen erhalten ei-
nen Förderanteil des Bundes von 90 Pro-
zent, zehn Prozent sind als Eigenanteil zu 
erbringen. Bei Kommunen in Haushalts-
notlage kann dieser Anteil von den Län-
dern übernommen werden. Es können 
auch bereits geplante Projekte angemel-
det werden. 

Fristverlängerung bis 2020 

Angesichts der aktuellen Herausforderun-
gen im Zuge der Betreuung und Unter-
bringung von Flüchtlingen wird es von 
kommunaler wie von Länderseite als 
schwierig angesehen, den Zeitraum des 
so genannten Kommunalinvestitionsförde-
rungsgesetzes (2018) einzuhalten. Daher 
hat der Bundestag am 29. September 
2016 beschlossen, den Förderzeitraum 
und die Umsetzungsfristen um jeweils 
zwei Jahre zu verlängern. 

Verdopplung und Erweiterung 

In den Verhandlungen zur Reform der 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen hat die 
SPD-Bundestagsfraktion durchgesetzt, 
dass die Investitionsförderung für finanz-
schwache Kommunen verdoppelt wird. Mit 
der zweiten Tranche sollen Schulen sa-
niert werden.  

Schulsanierungsprogramm 

Auch der zweite Teil des Investitionspro-
gramms fördert gezielt finanzschwache 
Kommunen. Mit dem Nachtragshaushalt 
2016 hat der Bundestag bereits weitere 
3,5 Milliarden Euro für 2017 bis 2020 zur 
Verfügung gestellt. Gefördert werden die 
Sanierung und der Umbau von Schulge-
bäuden einschließlich ergänzender Infra-
strukturmaßnahmen z. B. für die Digitali-
sierung. Dafür war eine Änderung des 
Grundgesetzes notwendig, mit der das 
Kooperationsverbot im Bildungsbereich 
gelockert wird. Die gesetzlichen Grundla-
gen wurden mit der Reform der Bund-
Länder-Finanzbeziehungen beschlossen. 
Die Details zur Umsetzung des Pro-
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gramms werden von Bund und Ländern in 
einer Verwaltungsvereinbarung festgelegt. 

Städtebau 

Koalitionsvertrag 2013 
„Für die Städtebauförderung stellen wir 
insgesamt 600 Millionen Euro zusätzlich 
zur Verfügung, um auf 700 Millionen Euro 
pro Jahr zu kommen.“ 

 Die Städtebauförderung wurde von 455 auf 
700 Millionen Euro jährlich erhöht. Für 
diese Erhöhung haben wir jahrelang ge-
kämpft. Seit 2014 ist sie Realität. 

 Mit dem Haushalt 2017 haben wir eine 
weitere Erhöhung der Städtebauförderung 
um 300 Millionen Euro jährlich bis 2020 
beschlossen. 

 Sanierung kommunaler Einrichtungen: 
240 Millionen Euro investiert der Bund in 
die Sanierung kommunaler Einrichtungen, 
z. B. Sportstätten. 

 

Jugendgerecht vor Ort: Kommunale Jugendpolitik gemeinsam gestalten 

Zum Prozess „Jugendgerechte Kommunen“ im Rahmen der Jugendstrategie 

Jugendliche wissen zumeist selbst sehr 
genau, was für sie jugendgerecht ist und 
was sie als ungerecht empfinden. Unge-
recht ist etwa, wenn ihr Jugendzentrum 
räumlich der Kita weichen muss, wenn sie 
nicht bei der Planung neuer Verkehrs-
wege befragt werden, wenn ihre Sportan-
lagen verfallen, wenn sie ein Musikfestival 
ohne finanzielle Unterstützung organisie-
ren müssen oder keine Möglichkeit für 
den Dialog mit Politik vorgehalten wird. 
Selbst wenn Jugendliche diese Bedürf-
nisse und Wünsche äußern, fühlen sie 
sich nur selten von politischen Entschei-
dungsträgern wahr- und ernstgenommen 
– dies zeigt nicht zuletzt auch die im Juli 
2017 erschienene Jugendstudie von 
BRAVO und YouGov.  

 

Bild: Jonas Walzberg 

Um der Jugend und gleichsam der Le-
bensphase „Jugend“ eine Stimme zu ver-
leihen und Verbesserungen der Lebens-

lagen junger Menschen in ihrer ganzen 
Vielfalt zu erreichen, hat das Bundesju-
gendministerium die Jugendstrategie 
„Handeln für eine jugendgerechte Gesell-
schaft 2015-2018“ initiiert. Gemeinsam mit 
vielen Partnern aus Zivilgesellschaft, Poli-
tik und Wissenschaft möchte sie die politi-
sche Verantwortung für die Jugend auf 
den Ebenen von Bund, Länder und Kom-
munen stärken und wirkungsvolle Ju-
gendbeteiligung ermöglichen. Als jugend-
politisches Schwerin soll dieser Hand-
lungsansatz insbesondere in der Fläche 
verankert werden.  

Eine bedeutende Rolle spielt hier die 
kommunale Ebene, die den jugendlichen 
Lebenswelten am nächsten ist bzw. diese 
spürbar und unmittelbar beeinflusst. Es 
sind die Kommunen, die die Bedingungen 
für das Aufwachsen junger Menschen 
gestalten, denn dort sind Jugendliche di-
rekt ansprechbar und unmittelbar betrof-
fen. 

Prozess „Jugendgerechte Kommunen“ 

Der Prozess „Jugendgerechte Kommu-
nen“ ist Teil der Jugendstrategie. Von 
Herbst 2015 bis Sommer 2018 begleitet 
die Koordinierungsstelle „Handeln für eine 
jugendgerechte Gesellschaft“ (angesiedelt 
bei der Arbeitsgemeinschaft für Kinder- 
und Jugendhilfe e.V. – AGJ) insgesamt 
16 Kommunen auf ihrem Weg zu mehr 
Jugendgerechtigkeit. Diese erarbeiten im 
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Zusammenspiel von Jugendlichen, Fach-
kräften, Politik und Verwaltung individu-
elle, auf die jeweiligen Bedarfs- und Res-
sourcenlagen vor Ort angepasste Pläne 
für mehr Jugendgerechtigkeit und setzen 
diese gemeinsam um. Auch weitere ge-
sellschaftliche Akteure vor Ort spielen 
dabei eine Rolle, etwa Zivilgesellschaft, 
Jugendhilfe, Wirtschaft, Medien und 
Schule. Beteiligt sind Mittel- und Groß-
städte, Landkreise und Gemeinden aller 
Bundesländer, die mit Blick auf ihr ju-
gendpolitisches Profil unterschiedlich auf-
gestellt sind.  

Aufgrund der geografischen Lage, der 
gewachsenen Strukturen und der Ein-
wohnerzahl sowie weiterer vielfältiger 
prägender Faktoren ist jede Kommune 
einzigartig. So heterogen die Vorausset-
zungen für jugendpolitische Veränderun-
gen sind – also finanziell, strukturell sowie 
personell – es eint sie die Überzeugung, 
dass unsere Gesellschaft jugendgerechter 
werden muss.  

 

Grafik: Koordinierungsstelle „Handeln für eine 
jugendgerechte Gesellschaft“ 

In Mecklenburg-Vorpommern wurde 
Rostock als eine der 16 Referenzkom-
munen ausgewählt, die sich selbst das 
Ziel gesetzt haben, jugendgerechter wer-
den zu wollen. So wurde im Frühjahr 2017 
ein „Bündnis für Jugend“ gegründet, des-
sen Schirmherrschaft Steffen Bockhahn, 
Senator für Jugend und Soziales, Ge-
sundheit, Schule und Sport, übernommen 
hat. Auf der Grundlage eines Maßnah-
menkataloges konnten so zahlreiche Ver-
anstaltungen und Jugendbeteiligungsfor-
mate durchgeführt und zum Beispiel ein 
Jugendforum gegründet werden. Jugend-
liche als auch Fachkräfte aus der Jugend-
hilfe in Rostock nehmen überdies an ei-
nem gemeinsamen Peer-Learning-Pro-
zess teil und nutzen die Gelegenheit, sich 
themenbezogen mit den anderen Refe-
renzkommunen auszutauschen und von-
einander zu lernen.  

Der Prozess „Jugendgerechte Kommu-
nen“ ist jedoch kein Bundesprogramm, 
das finanzielle Unterstützung mitbringt. 
Die Koordinierungsstelle unterstützt die 
Kommunen vielmehr ideell bei der Pro-
zessplanung und –umsetzung sowie bei 
Veranstaltungen vor Ort und bietet ihnen 
Qualifizierung, Vernetzung und Fachaus-
tausch. Viele möchten eine alltägliche 
Beteiligungskultur herstellen und errei-
chen, dass Jugendbeteiligung gemeinsam 
mit Jugendlichen gestaltet, etabliert und 
legitimiert wird. Ein weiteres Ziel ist bei-
spielsweise, Jugendpolitik als Quer-
schnittsthema zu verankern und in alle 
Fachbereiche zu bringen, um für eine ge-
meinsame Haltung und Handlung aller 
Akteure und Fachbereiche zu werben. 
Weitere Themen aus den kommunalen 
Prozessen sind Wertschätzung und Res-
pekt von Jugendlichen und ihrem Enga-
gement sowie Transparenz bzgl. jugend-
relevanter Angebote und Kommunalpoli-
tik. Ein wichtiger Schritt ist auch bei-
spielsweise die Nutzung neuer Kommuni-
kationswege in jugendgerechter Sprache, 
um einen Dialog zwischen Politik und Ju-
gend herzustellen. Einige der Kommunen 
gehen zudem Bedarfe in den Bereichen 
Mobilität, Jugendräume, Budgets der Ju-
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gendarbeit, und Jugendwohnen an. Der 
zentrale Zweck ist, Jugendinteressen 
nachhaltig und handlungsleitend in der 
Kommunalpolitik zu sichern – und dabei 
den Besonderheiten jeder einzelnen 
Kommune Raum zu geben. 

In Rostock gelingt dies auch dank des 
großen Einsatzes der haupt- und ehren-
amtlichen Engagierten für das „Bündnis 
für Jugend“, die in sechs verschiedenen 
Arbeitsgruppen für mehr Jugendgerech-
tigkeit in ihrer Stadt tätig sind und eine 
langfristige Implementierung der Grund-
sätze der eigenständigen Jugendpolitik in 
ihrer Kommune anstreben. 

„Jugend gerecht werden“: Warum? 
Wie? Mit wem? 

Wo finden sich auch für andere Kommu-
nen Hilfestellungen, um das Ziel der ju-
gendgerechten Kommune zu verwirkli-
chen? Welche guten Argumente gibt es 
eigentlich für eine jugendgerechte Gesell-
schaft? Wie kann ich passende Jugend-
beteiligungsformate vor Ort etablieren? 
Was kann Politik und Verwaltung konkret 
tun? Wie können Fachkräfte Jugendliche 
unterstützen?  

 

Bild: Screenshot 

Diese und viele weitere Fragen stehen im 
Mittelpunkt der Werkzeugbox „Jugend 
gerecht werden“, welche online unter 
werkzeugbox.jugendgerecht.de allen Inte-
ressierten zur Verfügung steht. In der 
Werkzeugbox werden zahlreiche praxis-
nahe Inhalte zur Verfügung gestellt, die 

Jugendlichen, Fachkräften sowie Politik 
und Verwaltung dabei unterstützen kön-
nen, sich vor Ort für mehr Jugendgerech-
tigkeit zu engagieren. Dabei handelt es 
sich um eine Sammlung von Empfehlun-
gen mit konkret nutzbaren Methoden und 
Handreichungen sowie Argumentations-
hilfen und weiterführende Informationen.  

Die Fülle an Materialien ist den vier 
Handlungsfeldern jugendgerechter Kom-
munen zugeordnet und bietet so die Mög-
lichkeit, passende Angebote für die indivi-
duelle Fragestellung zu finden. Die Koor-
dinierungsstelle „Handeln für eine jugend-
gerechte Gesellschaft“ stellt hier zudem 
Materialien aus dem Prozess „Jugendge-
rechte Kommunen“ bereit. Die Werkzeug-
box ist als wachsendes Angebot konzi-
piert und wird regelmäßig um praxisrele-
vante Inhalte erweitert und ist kostenfrei 
verfügbar unter 
http://werkzeugbox.jugendgerecht.de. 

Die Koordinierungsstelle „Handeln für eine 
jugendgerechte Gesellschaft“ ist ein Pro-
jekt der Arbeitsgemeinschaft für Kinder- 
und Jugendhilfe – AGJ, gefördert vom 
Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend. Im Planungsstab der 
Koordinierungsstelle sind sowohl die 
kommunalen Spitzenverbände als auch 
die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege vertreten sowie die 
Obersten Landesjugendbehörden, das 
Bundesjugendkuratorium, der deutsche 
Bundesjugendring, das Deutsche Ju-
gendinstitut, die AGJ, das BMFSFJ und  
JUGEND für Europa. 

Der hier abgedruckte Text wurde mit 
Bildmaterial der SGK M-V von der Koordi-
nationsstelle zur Verfügung gestellt. 
Sämtliche inhaltlichen Angaben entspre-
chen der Auffassung der zuständigen 
Projektmitarbeiterinnen bzw. Projektmitar-
beiter. 

  

http://werkzeugbox.jugendgerecht.de/
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Termine 

 

16. September „Öffentliches Bau- und Planungsrecht in der Gemeinde“ 
(Seminar) in Teterow 

7. Oktober „Doppisches Haushaltswesen“ (Seminar) in Schwerin-Mueß 

13. Oktober Fachkonferenz für Seniorenbeiräte in Binz 

14. Oktober „Prüfung des kommunalen Jahresabschlusses am Beispiel einer 
amtsangehörigen Gemeinde“ (Seminar) in Greifswald 

23. Oktober Fachkonferenz „Kommunale Finanzausstattung“ mit 
Finanzminister Mathias Brodkorb in Teterow 

25. Oktober Fachkonferenz für Seniorenbeiräte in Grevesmühlen 

11. November „Doppisches Haushaltswesen“ (Seminar) in Neubrandenburg 

16. November Fachkonferenz für Seniorenbeiräte in Rostock 

18. November „Prüfung des kommunalen Jahresabschlusses am Beispiel einer 
amtsangehörigen Gemeinde“ (Seminar) in Güstrow 

24. November SGK-Mitgliederversammlung 

Darüber hinaus sind einige regionale Fachkonferenzen in Planung. 

Die Einladungen zu allen Veranstaltungen erfolgen zeitnah. Anmeldungen werden natürlich 
jederzeit in der Geschäftsstelle entgegengenommen.  

Hierbei handelt es sich um bereits feststehende Termine. Zur kurzfristigen Information über 
unser Veranstaltungsangebot lohnt sich deshalb auch immer wieder ein Blick auf unsere 
Homepage www.sgk-mv.de. 

 

Termine der Bundes-SGK 

17./18. November „Mein Weg zur Bürgermeisterin – Frauen ins Rathaus“ (Seminar) 
in Springe 
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